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Die globale Konkurrenz unter den großen Mächten verschärft sich zusehend.
Sichtbar  ist  es  in  zunehmenden  Rivalitäten  zwischen  zwei  Polen  der
Weltordnung:  USA und China,  um die  herum sich  Blöcke  bilden.  Dieser
Prozess  ist  nicht  abgeschlossen,  verstärkt  sich  aber  zunehmend mit  den
zunehmenden globalen Konfliktherden. Schon vor dem Krieg in der Ukraine
und  vor  dem Genozid  in  Gaza  gab  es  Tendenzen  der  Deglobalisierung.
Internationale  Wertschöpfungsketten  wurden  und  werden  zunehmend
aufgespalten in die einzelnen Einflussbereiche der Imperialistischen Zentren.
Wirtschaftlich und politisch hat sich im Zuge des Ukraine-Krieges relativ klar
ein „westlicher“ Block bestehend aus EU, USA und Japan gebildet, sowie eine
zunehmende Blockbildung rund um China und Russland. Dieser Prozess wird
teilweise verstärkt durch die Ereignisse im Nahen Osten.

Hauptantagonismus USA – China
Rund  um  den  7.  Oktober  und  die  darauffolgende  Bombardierung  und
Bodenoffensive in Gaza unterscheiden sich die Positionen von USA und China
massiv.  So  unterstützen  die  USA  Israel  nahezu  bedingungslos,  während
China  eher  eine  vermittelnde  Rolle  einnehmen  will  und  kritisiert  dabei
mitunter Israel scharf. In einem Positionspapier von Ende November fordern
sie eine Waffenruhe, Schutz von Zivilist:innen und eine Stärkung der UN.
Politisch  dürfte  dabei  das  Ziel  Chinas  sein,  vor  dessen  internationalen
Partner:innen die Doppelmoral der USA aufzuzeigen, die sich beim Krieg in
der  Ukraine  voll  und  ganz  auf  die  Seite  der  Ukraine,  in  dem Fall  der
Unterdrückten, in Palästina aber auf die Seite Israels, also der Unterdrücker,
stellen.  China  gibt  sich  dabei  gerne  als  der  große  Fürsprecher  der
sogenannten dritten Welt,  wo der  Parteinahme für  Palästina relativ  weit
verbreitet  ist,  und  dadurch  diese  ideologisch  an  sich  zu  binden.  Damit
verbunden ist vermutlich die Hoffnung, sich sowohl weltweit als auch in der
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Region politisch, wie wirtschaftlich stärker zu verankern und den Einfluss
der USA zurückzudrängen.

Die USA verfolgen hingegen eher das Ziel, ihre Stellung im Nahen Osten
nicht  zu  verlieren.  Insbesondere  ist  für  den  US-Imperialismus  Israels
Bedeutung  als  dessen  Außenposten  dabei  entscheidend,  da  die  USA  so
größeren Einfluss auf die Politik im Nahen Osten nehmen kann. Gleichzeitig
hat die USA aber auch kein Interesse daran, dass sich der „Konflikt“ stärker
ausbreitet und zu einem regionalen Krieg entfachen könnte, sondern hoffen
auf eine schnelle Lösung der aktuellen Situation. In den letzten Jahrzehnten
lief  nämlich  ein  Prozess,  in  dem recht  geräuschlos  einige  benachbarten
arabischen Staaten ihre Verhältnisse zu Israel  und den USA normalisiert
haben. Ein Krieg würde diesen Prozess zurückwerfen und damit auch die
Stellung  des  US-Imperialismus.  Dazu  kommen  auch  militärische
Überlegungen: Für den Krieg in der Ukraine wurde teilweise aus Israels
Waffenlagern Artillerie für die Ukraine versprochen, die durch die Eskalation
nun nicht mehr dorthin kann, sondern von Israel gebraucht wird. Sollte der
Konflikt  also  lange  weitergehen  oder  sogar  zu  einem  regionalen  Krieg
ausarten,  würde  das  für  die  Ukraine  bedeuten,  deutlich  weniger
Unterstützung seitens der USA zu bekommen. Damit würde aber das Ziel,
Russland politisch und wirtschaftlich so zu schwächen, dass es für längere
Zeit  aus  dem  internationalen  Geschäft  und  der  bevorstehenden
Neuaufteilung der Welt rausgehalten werden würde, zunichte gemacht oder
zumindest deutlich schwerer zu erreichen.

Auch sorgt die Eskalation dafür, dass die USA ihrem außenpolitischen Fokus
auf den „großen Feind“ China weniger Aufmerksamkeit schenken kann. In
einer  potenziellen  Eskalation  des  Konfliktes  zwischen  USA  und  China,
insbesondere rund um Taiwan, könnte die Reaktion verlangsamt sein, weil
die anderen Brandherde gerade schon so viel Raum einnehmen. Dass das
nicht  im  Interesse  der  USA  ist,  erklärt  die  Versuche,  humanitäre
Feuerpausen  zu  erreichen  und  Israel  zur  Zurückhaltung  zu  ermahnen.



Krise der EU
In der EU ist, anders als beim Ukraine-Krieg, die Positionsfindung ziemlich
schwierig. Innerhalb der EU gibt es Staaten, die eine Unterstützung Israels
klar  ablehnen und stattdessen für  einen sofortigen Waffenstillstand sind,
andere Staaten,  insbesondere Deutschland und Österreich,  sprechen sich
gegen einen Waffenstillstand und halbherzig für „humanitäre Pausen“ aus.
Speziell  Irland  und  Spanien  stellen  sich  offen  auf  die  Seite  der
palästinensischen Zivilbevölkerung und polemisieren gegen die israelische
Offensive.  Frankreich nimmt eine schwankende Rolle ein,  wirbt zwar für
einen Waffenstillstand, aber auch für eine Unterstützung Israels. Die seit
Jahren vorherrschende Krise der EU wird aktuell vertieft durch die Debatte
um Palästina.

Wir  sehen,  dass  sich  der  Hauptantagonismus  zwischen  den  USA  und
China/Russland auch in der Frage zu Palästina weiter verschärft, während
sich innerhalb der EU und des „westlichen Blocks“ zunehmend Risse auftun.
Ob diese Risse dazu führen werden, dass sich einzelne Staaten vom US-
Imperialismus abwenden oder nicht, kann nicht abschließend beantwortet
werden.  Es  darf  jedoch  bezweifelt  werden,  da  Gaza  zwar  eine  hohe
moralische  und  politische  Bedeutung  hat,  aber  im  Gegensatz  zu  den
Konflikten  um  die  Ukraine  oder  um  Taiwan  keine  besonders  hohe
wirtschaftliche.  Dennoch  sollten  Revolutionär:innen  auch  das  im  Auge
behalten,  um  so  Brüche  innerhalb  der  imperialistischen  Cliquen  zu
verschärfen  und  den  Klassenkampf  voranzutreiben.

Deutschland und seine „Staatsräson“
Im Gegensatz  zur  EU steht  die  deutsche Bourgeoisie  geschlossen hinter
Israel. Die „Staatsräson“ ist uns allen bekannt. „Israels Sicherheit ist nicht
verhandelbar“ – so oder so ähnlich äußern sich alle relevanten deutschen
Politiker:innen zu der Offensive der Hamas am 7. Oktober, sowie zu den
Massakern, die Israel nun begeht. Anders als noch beim Ukraine-Krieg gibt
es keine Stimmen, die das infragestellen. Von AfD bis LINKE sind sich alle
einig. Und das nicht ohne Grund: Zum einen, wie wir auch schon an anderer
Stelle erklären, kann sich Deutschland mit der Unterstützung des Zionismus



als Staat präsentieren, der aus seiner Vergangenheit, dem Holocaust, gelernt
hat.  Zum anderen  hat  Deutschland  gute  wirtschaftliche  Beziehungen  zu
Israel und profitiert, ähnlich wie die USA, von dessen geopolitischer Rolle.
Nicht  umsonst  wurden  die  Waffenexporte  an  Israel  seit  Oktober  2023
verdreifacht – von etwa 100 Millionen Euro auf etwas über 300 Millionen. In
Deutschland gibt es auch kaum Teile der Bourgeoisie, die ein Interesse darin
hätten, dass Israel geschwächt wird, anders als im Krieg in der Ukraine, wo
Teile der deutschen Bourgeoisie ein Interesse daran hatten, zumindest die
wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland nicht völlig zu zerstören.

Das  erklärt  auch  die  massiven  Angriffe  auf  die  demokratischen  Rechte,
insbesondere von migrantischen Personen und Organisationen. Man will das
Bild wahren, voll und ganz, geschlossen hinter Israel zu stehen. Aber das tut
die deutsche Gesellschaft nicht. Insbesondere in migrantischen Communities
findet sich große Unterstützung für das palästinensische Volk und dessen
Befreiung.  Und  der  deutsche  Staat  reagiert  entsprechend  darauf  mit
massiven  Repressionen:  Verbote  von  Organisationen  wie  Samidoun,
Hausdurchsuchungen bei mehreren Organisationen, die sich auf die Seite
Palästinas  stellen,  monatelange  Verbote  von  Demonstrationen,  teilweise
sogar das Verbot von Gebeten und der Ausübung der Religionsfreiheit für
muslimische Menschen.

Kampf  dem  Rechtsruck,  Kampf  dem
Imperialismus!
Für uns als Revolutionär:innen und Internationalist:innen bedeutet all das,
dass  wir,  wenn  wir  es  ernst  meinen  mit  unserer  Solidarität  mit  dem
palästinensischen Volk, uns entschlossen gegen den deutschen Imperialismus
stellen  müssen.  Wir  können  und  müssen  uns  ein  Beispiel  an  den
Arbeiter:innen  Englands,  Belgiens  und  Italiens  nehmen,  die
Waffenlieferungen bestreikt  haben.  Wir  müssen offensiv  die  Doppelmoral
Deutschlands in der Unterstützung Israels aufzeigen, dass es nicht um den
notwendigen  Schutz  von  jüdischem  Leben  geht,  sondern  um  die
Unterstützung  eines  rassistischen  Projektes.  Aber  genauso  müssen  wir
diesen  Kampf  mit  einem  Kampf  um  unsere  demokratischen  Rechte



verb inden .  Gegen  d ie  rass i s t i s chen  Organ i sa t i ons -  und
Demonstrationsverbote,  gegen  den  massiven  Rechtsruck  und  für
Selbstschutzmilizen für alle Unterdrückten, um sich gegen ihre Unterdrücker
zur  Wehr  zu  setzen.  Das  gilt  es  in  die  Gewerkschaften,  in  die  sozialen
Bewegungen und in die reformistischen Parteien zu tragen und darum zu
kämpfen.


